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uAnrechnung der Tä.tigkeit des bereits 
niedergelassenen Gerneindearztes als 
Ersatzdienst für c13n "Gi'w"1dwGhrdienst"; 

Anfrage d.er Abgeordneten Dr o WIESnqUER 
und Genossen an den Blli"1desminister für 
Landesverteidigung, l'lr. 574/J 

Herrn 

Präsidenten des Nationalrates 

Parlainent 

1010 Wien 

Sb/; lAB. 

1976 .. OS'" 20 
Zl:l St'f IJ. 

In :Beantwortung der s·ei tens der Abgeord...1J.eten 

zum Nationalrat Dr a WIESIHGER und Genossen ani 

5. Juli 1976' eingebrachten~ an mich gerichteten 

Anfrage Nr o 574/J ~ betreffend "Anrec:hnung der 

Tätigkeit des bereits niedergelassenen Gemeintle­

arztes als Ersatzdienst für den GrtL·"l(~,wehrdienstn, 

beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Zu 1: .. -
Mit dem Bundesverfassunesgesetz BGB1.~r. 368/1975 

wurde die a.llgemeine Wehrpflicht in der österreichi-

. sehen Rechtsordnung als yerfas!.3~""1f~grundsatz normiert CI 

Eine Ausn.anme ist. lediglich für j elle Personen vor­

gesehen, r11.e aus Gewissensgründen die Erfüllung \leI'. 

Wehrpflicht verrieigern und hievon be!-,rei t werden; 

sie haben rdnGn Ersa"tzdienst zu leisteno 
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In klbetracht dieser Varfassl~gsrechtslage 

ist· es dem G.esetzgeber ohne gleichzeitige Änder-vng 

.. der BundesverfasSUIi.g verwehrt, aus anderen als den 

gena..1J.nten Gründen eine Ausnahme von dem vorer­

wähnten VerfassungsgrUlld~Jatz vorzuseheu o Im Hin­

blick darauf sehe ich claher keine möglichkeit, etwa 

im Rahmen der Wehrgesetzgebun.g im Sirrn.e der li'rage­

stellung ttdie Tätigkeit eines bE!X'ei ts niederge·­

lassenen oder kurz vor der Niederlassung stehend.en 

Gemeindearztes als ErsatzctiCl1st fU.r clen Grundwehr­

dienst zu Vlertenlt~ 

Abgesehen von elen vorstehe:c.den rechtlichen 

Erwägungen bin ich davon überzeugt, daß die der­

zeitige Rechtslage bereits ausreichende Möglich­

keiten bietet, den in der vorliegenden Anfrage 

dargelegten Interessen entgegenzulconunen" Vlenn auch 

(las öpterreichische BlIDdesheer zur Wahrnehrmmg der 

ihm verfassungsgesetzlich übertragenen Aufgaben 

einen gewissen Bedarf an ausgebildeten Medizinern 

hat und. daher nicht von vornherein auf die mili­

tä.rische Ausbildung von Ärzten im Ra11men ihres 

Präs€l1zdienstes verzichtet werden kalln, so ka:Qn es 

kej.nem ZVieifel unterliegen~ da13 !nei.n Ressort an 

einer ausreichenden medizinischen Versorgv'::':lg der 

Bevölkel~~g interessiert ist. Um nunmehr eine 

möglichst sinnvolle Handhabur1g der auf Grund der 

gel tenden Rechtslage bestehenden :r.1öglicrucei ten zu 

gewährleisten, wurden bereits im Jat.lre 1973 bei 

allen Militärko:rrJl1~'J.den Kommissionen ei:r!.gerichtet, 

denen neben Vertretern des Mil:LtärkorJ.illandos der 

jeweilige LaDdessanitätsd:i..rektor sowi.e ein Vertreter 

der zust~i:;ldigen Ärztekammer B...11gelü5ren .. DieBen 
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Kommissionen; die durch ihre ZusammensetzuYlG die 

regionalen Verhältnisse bestens beurteilen kÖrL."len, 

obliegt es, im Falle von JI...nregl..mgen auf Befreiung 

bestim.'11ter Ärzte von der Verpflichtung zur LeistUJ.lg 

des ord.entliehen Präsenzdienstes auS öffentlichen 

Interessen sowohl die Gegebenheiten i.11. den be­

treffenden Gemeinden in bezug auf eine ausreichende 

ärztliche Versorgung alz auch die erwähnten mili­

tärischen Notwendigkeiten eingehend zu prüfen UJ."1.d 

Gutachten zu erstellen. Das Ministerium hat so dann. 

in weiterer Folge die Aufgabe, über die Befreiung 

des einzelnen Arztes von der Verpflicht-ung zur 

Leistung des ordentlichen Präsenzdienstes gemäß 

§ 29 Abs. 2 lit .. a des Wehrgesetzes, BGBloNr.181/1955, 

in der FaSSlli"'1g des Bundesgesetzes. BGBl .. lTr. 221/1962, 

bescheidmäßig abzusprechen~ wobei den Empfehlungen 

der Kommission gr'lmdsätzlich stattgegeben wird .. 

Auf Grund der bisherigen Erfahrungen kann·ge­
sagt werden, daß sich das vorer.vähnte System in 

der Praxis gut bewährt hat und eine sehr brauchbare 

I,ösung darstell t~ zwischen den manchmal konlcurrierenden 

öffentlichen Interessen einen möglichst gerechten 

Ausgleich herzustellen o 

Zu 2: ...... ==-

Auf Grund meiner Ausführungen zu Punkt 1 

erübrigt sich eine Beantfiorttu1.g dieser FraGe 0 
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